
Eine Beschäftigung ist im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz
2 SGB IV dann grundsätzlich sozialversicherungs-
pflichtig, wenn
• der Arbeitnehmer eine Tätigkeit nach Weisung

erbringt und
• der Arbeitnehmer in die Arbeitsorganisation des

Weisungsgebers eingegliedert ist.

Prüfung anhand von Indizien

Um zu prüfen, ob diese Voraussetzungen erfüllt
sind, hat die Rechtsprechung einen umfassenden
Katalog von Indizien erstellt. Anhaltspunkte dafür,
ob die Beschäftigung eines Ehegatten des Praxisin-
habers/der Praxisinhaberin in der Zahnarztpraxis
sozialversicherungspflichtig ist, sind:
• Der Arbeitnehmer ist im Betrieb seines Ehegatten

wie ein Fremder eingegliedert.
• Der beschäftigte Ehegatte übt die Tätigkeit wirk-

lich aus.

• Der Ehegatte unterliegt dem Weisungsrecht des
Praxisinhabers.

• Der Ehegatte wird anstelle einer fremden Arbeits-
kraft beschäftigt.

• Es ist eine der Arbeitsleistung angemessene Ver-
gütung vereinbart.

• Der Ehegatte erhält die Vergütung regelmäßig
und zum gleichen Zeitpunkt wie fremde Arbeits-
kräfte.

• Der Praxisinhaber entrichtet Lohnsteuer auf das
Arbeitsentgelt.

• Er verbucht das Arbeitsentgelt als Betriebsausgabe.
Wenn einzelne dieser Punkte nicht zutreffen, dann
spricht dies gegen die Sozialversicherungspflicht.
Sie kann aber auch deshalb zu verneinen sein, weil
der Ehegatte als Mitunternehmer anzusehen ist.
Mitunternehmer ist der Ehegatte dann, wenn er
neben seiner Arbeitsleistung eigene Vermögenswer-
te einbringt, um gemeinsam mit seinem Ehepartner
Gewinn zu erwirtschaften. Dafür wäre beispielswei-
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Achtung Versorgungslücke
Gut eine halbe Million Beschäftigte in Deutschland werden Schätzungen zufolge
als sozialversicherungspflichtig behandelt, obwohl sie es nicht sind. Vor allem Ehe-
gattenarbeitsverhältnisse und Verträge mit Gesellschafter-Geschäftsführern einer
GmbH sind hiervon betroffen. Stellt sich heraus, dass ein Beschäftigter nicht sozi-
alversicherungspflichtig ist, dann können Arbeitnehmer und Arbeitgeber die
gezahlten Anteile zur Sozialversicherung für mehrere Jahre zurückfordern. Ande-
rerseits treten aber echte Versorgungslücken auf. Deshalb ist es wichtig, den fal-
schen Status rechtzeitig aufzudecken und die erstatteten Beiträge gegebenenfalls
zur privaten Vorsorge zu nutzen.
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Oft wird mit Eintritt eines
Leistungsfalles geprüft,

ob Sozialversicherungs-
pflicht besteht – bei-

spielsweise bei Antrag
auf Arbeitslosengeld.

Wird die Versicherungs-
pflicht verneint, besteht

auch kein Versicherungs-
schutz.



se eine so genannte Innengesellschaft oder eine
atypisch stille Gesellschaft ausreichend. Wenn der
Ehegatte beispielsweise Kredite als persönlich Ver-
pflichteter mit unterschreibt oder wenn er eigenes
Kapital in die Praxis einbringt, ist dies der Fall.

Sonderfall Rentenversicherung

Auch wenn keine Sozialversicherungspflicht nach
den allgemeinen Bestimmungen des § 7 SGB IV
besteht, ist zu prüfen, ob nicht für einzelne Sozial-
versicherungen eine Versicherungspflicht besteht.
Gerade bei der Rentenversicherung kann diese Prü-
fung zu einem abweichenden Ergebnis führen.
In der gesetzlichen Rentenversicherung können
nicht nur Beschäftigte, sondern gemäß § 2 SGB VI
auch selbständig Tätige versicherungspflichtig sein.
Unter anderem sind „arbeitnehmerähnliche Selb-
ständige“ rentenversicherungspflichtig. Dies sind
Selbständige, die
• auf Dauer und im Wesentlichen nur für einen Auf-

traggeber tätig sind und
• keinen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer mit

einem Gehalt von mehr als 400 Euro beschäfti-
gen.

Auch wenn ein Ehegattenarbeitsverhältnis in der
Zahnarztpraxis nach § 7 Absatz 1 Satz 2 SGB IV
sozialversicherungsfrei ist, kann der Ehegatte als
arbeitnehmerähnlicher Selbständiger rentenversi-
cherungspflichtig sein.

Rückerstattung

Wurde die Sozialversicherungspflicht fälschlicher-
weise angenommen, dann ist zu prüfen, welche
Beiträge Arbeitgeber und Arbeitnehmer zurückfor-
dern können.
Die Arbeitslosenversicherung dürfte zumindest für
die vergangenen vier Jahre zurückgezahlt werden.
Dies ist die regelmäßige Verjährungsfrist im Sozial-
versicherungsrecht. Wenn es gelingt, der Behörde
eine Pflichtverletzung nachzuweisen, kann auch ein
längerer Erstattungszeitraum in Betracht kommen.
Wer die Beiträge geleistet hat, kann sie gemäß §
26 Absatz 3 SGB IV auch zurückfordern. Arbeitneh-
mer und Arbeitgerber erhalten also jeweils die Hälf-
te der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zurück.
Auch gegenüber der Krankenversicherung besteht
grundsätzlich ein Erstattungsanspruch für die

zurückliegenden vier Jahre. Er scheitert aber häufig
an § 26 Absatz 2 SGB IV: Hat die Krankenkasse
Leistungen erbracht, dann sind Erstattungen der
Beiträge ausgeschlossen, die zeitlich vor dieser
Leistung eingezahlt wurden.
Gegenüber der Rentenversicherung bestehen ver-
schiedene Erstattungsansprüche: Wie bei der
Arbeitslosen- und Krankenversicherung ergeben sich
Ansprüche aus § 26 Absatz 2 SGB VI, die Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer jeweils hälftig zustehen.
Nach einer Prüfung beim Arbeitgeber kann sich der
betroffene Arbeitnehmer aber auf Vertrauensschutz
berufen – dann gelten die gezahlten Beiträge als
Pflichtbeiträge und können nicht zurückgefordert
werden.
Neben der Erstattung der noch nicht verjährten
Monatsbeiträge kommt bei der Rentenversicherung
gemäß § 210 SGB IV auch ein darüber hinausge-
hender Erstattungsanspruch in Betracht. Er setzt
dreierlei voraus:
• Der Antragsteller ist seit mindestens 24 Monaten

nicht mehr versicherungspflichtig.
• Während des Antragsverfahrens ist keine Versiche-

rungspflicht mehr eingetreten.
• Es wurden nicht mehr als 59 Pflichtbeiträge ein-

gezahlt.
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Jahrgang 1956, praktiziert als Fachanwalt für
Medizinrecht in Köln. Er ist Partner der Sozietät
Bischoff & Partner GbR, Rechtsanwälte, Steuerbe-
rater, vereid. Buchprüfer mit Sitz in Köln und
Chemnitz sowie Mitgesellschafter verschiedener
Steuerberatungsgesellschaften. Seit 1989 ist er
Vorstand der Prof. Dr. Bischoff Unternehmensbera-
tung AG. Seit Beginn seiner beruflichen Tätigkeit
beschäftigt er sich schwerpunktmäßig mit der
Gründung von Arzt- und Zahnarztpraxen und Pri-
vatkliniken, dem Abschluss von Gemeinschaftspra-
xis- und Praxisgemeinschafsverträgen sowie der
Sanierung von Zahnarzt- und Arztpraxen. 
Kontakt: Prof. Dr. Bischoff & Partner, Theodor-
Heuss-Ring 26, 50668 Köln, Tel. 0221/912840-0,
info@bischoffundpartner.de; 
www.bischoffundpartner.de

RA Thomas Bischoff

Seit 2005 muss der
Arbeitgeber, wenn er
eine Beschäftigung
anmeldet, auf den Status
„Ehegatten“ hinweisen.
Seither prüfen die Kran-
kenkassen als Einzugs-
stellen der Sozialversi-
cherungen, ob Versiche-
rungspflicht besteht.

Praxisinhaber und Ehe-
gatte können den Status
der Sozialversicherungs-
pflicht überprüfen lassen.
Die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund klärt den
Sachverhalt auf Antrag
auf.



Erstattete Beiträge versteuern?

Die Arbeitnehmeranteile hat der Ehegatte des Pra-
xisinhabers grundsätzlich aus bereits versteuertem
Einkommen gezahlt. Erhält er nun zu Unrecht ein-
behaltene Sozialversicherungsbeiträge erstattet,
dann sind sie weder Gehalt noch Bestandteil ande-
rer zu versteuernder Einkünfte.
Hat der Arbeitnehmer diese Anteile aber als Vorsorge-
aufwendungen in der privaten Einkommensteuererklä-
rung angesetzt, dann können sie sich bei der Begren-
zung der steuerlichen Höchstbeträge ausgewirkt
haben. Ihre Rückzahlung könnte also eine rückwir-
kende Änderung der Einkommensteuerveranlagung
auslösen. Für den Praxisinhaber sind die erstatteten
Arbeitgeberbeiträge zunächst eine steuerpflichtige
Betriebseinnahme. Doch es liegt nahe, dass der
Arbeitgeber diese Beträge an seinen Ehegatten aus-
zahlt. Schließlich sollten die Arbeitgeberbeiträge ja
der Absicherung des Beschäftigten dienen. Die
Betriebsausgabe neutralisiert die Einnahme steuerlich.
Allerdings sind Ehegatten nahe stehende Personen.
Hier sind die Finanzbehörden geneigt, die Auszah-
lung des Arbeitgeberanteils an den Arbeitnehmer
als nicht abzugsfähige Betriebsausgabe einzustu-
fen. Sie werden argumentieren, die Auszahlungsver-
einbarung sei erst nachträglich getroffen worden
und halte den besonderen Anforderungen an die
steuerliche Anerkennung von Arbeitsverhältnissen
mit nahen Angehörigen nicht stand. Hier kann und
muss man gegenhalten: Die erstatteten Arbeitge-
beranteile zur Sozialversicherung werden nicht an
den Arbeitnehmer ausbezahlt, sondern für eine pri-
vate, steuerlich begünstigte Vorsorge genutzt. Letz-
teres ist ein ganz entscheidendes Thema.

Versorgungslücken schließen

Scheidet ein Ehegatte aus der Sozialversicherungs-
pflicht aus, bringt das zum Teil erhebliche Liquidi-
tätszuflüsse für den Praxisinhaber und seinen Ehe-
gatten mit sich. Die Rückzahlungen überschreiten
häufig die Summe von 100.000 Euro.
Andererseits entstehen große Versorgungslücken in
allen Arten der gesetzlichen Sozialversicherung.
Deshalb sollte ein Versicherungsspezialist dringend
prüfen, inwieweit freiwillige Beiträge zu einzelnen
gesetzlichen Versicherungen wirtschaftlich sinnvoll
oder sogar notwendig sind.
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Die Rentenberatungsstel-
len der Deutschen Ren-

tenversicherung Bund
(www.deutsche-renten-

versicherung-bund.de),
Nachfolger der BfA,

geben kostenlos Aus-
kunft über Möglichkeiten

der freiwilligen Versi-
cherung.


